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Einladung 
 

zur Sitzung des Ortsbeirates Mainz-Hartenberg/Münchfeld am 
Dienstag, 24.09.2024, 18:30 Uhr, 

Sitzungsraum der Ortsverwaltung, John-F.-Kennedy-Str. 7 B, 55122 Mainz 
 
 
Tagesordnung 
 
 

a) öffentlich 
 
1. Einführung und Verpflichtung von Ortsbeiratsmitgliedern 
 
 
Anträge 
 
2. Durchführung von Mäharbeiten im sog. Grünstreifen im Frühjahr und Sommer (CDU) 
 
3. Einwohnerfragestunde 
 
 
Anfragen 
 
4. Sachstand: Errichtung einer Buswartehalle an der Haltestelle "Hartenbergpark A" 

(CDU) 
 
5. Öffentliche Toiletten im Hartenbergpark (GRÜNE) 
 
6. Anfragen aus vorherigen Sitzungen 
 6.1. Archäologische Funde und weitere bauliche Entwicklungen im Bereich Schüt-

zenhaus (GRÜNE) 
 6.2. Antwort der Verwaltung Sicherheitskonzept Hartenbergpark 
 6.3. Antwort der Verwaltung Einwohnerfragestunde 
 
7. Sachstandsberichte 
 7.1. Antrag 0285/2024 der Fraktionen SPD, CDU, ödp im Ortsbeirat Mainz-

Hartenberg/Münchfeld 
 
8. Beschlussvorlagen 
 8.1. Bauleitplanverfahren " H 51/2.A (Planstufe I)" 
 
9. Mitteilungen und Verschiedenes 
 9.1. Antwort der Verwaltung 
 9.2. Sitzungstermine 2025 



 

 
10. Stadtteilmittel 
 10.1. Raummiete für Veranstaltung "Stromausfall/Hochwasser" am 13.06. 
 10.2. Finanzielle Unterstützung für Kulturveranstaltung 
 
 
b) nicht öffentlich 
 
11. Bau- und Grundstücksangelegenheiten 
 
12. Mitteilungen und Verschiedenes 
 
 
 
 
Mainz, 17.09.2024 
 
gez. Christin Sauer 
Ortsvorsteherin 



         CDU  Fraktion 

                                    Ortsbeirat    
                                             Mainz-Hartenberg/Münchfeld 
 
 

Frau Ortsvorsteherin Christin Sauer    

Ortsverwaltung Hartenberg/Münchfeld                                          

 

Mainz, den 8.09.2024 

 

Antrag der CDU-Ortsbeiratsfraktion zur Ortsbeiratssitzung am 24.09.2024 

Durchführung von Mäharbeiten im sog. Grünstreifen im Frühjahr und Sommer: 

Wir bitten die Verwaltung zukünftig während der Hauptvegetationsphase in den Frühjahrs- und 
Sommermonaten größere Bereiche der Grünanlage im Münchfeld, die sich zwischen der Dijon 
Straße und An der Allee erstreckt, regelmäßig zu mähen, damit Kinder und Erholungsuchende 
die Grünflächen nutzten können, um hier Freizeitaktivitäten nachzugehen.  

Begründung: Im Frühjahr und Sommer 2024 wurden die Rasenflächen der sog. Grünanlage im 
Münchfeld, nicht gemäht. Die Rasenflächen wurden hierdurch zu Wiesenflächen, die zum Teil 
meterhoch auswuchsen. (Erst Mitte August, in der letzten Woche der Sommerferien, wurde in 
Teilbereichen gemäht.)  

Zur Folge hatte dies: 

- Im Bereich Eingang Dijon Straße waren die dort vorhandenen Stein – Spielfiguren 
komplett zugewachsen und konnten nur durch hohes Gras erreicht werden. 

- Auf den vorhandenen Grünflächen der gesamten Grünanlage waren Freizeitaktivitäten 
(Ballspiele, Picknick…)  jedweder Art ab einer bestimmten Wuchshöhe der Wiese nicht 
möglich bis Mitte August. 

Im Bereich vom Münchfeld existiert dichte Wohnbebauung. Der sogenannte Grünstreifen ist 
eine eingewachsene Grünanlage mit altem Baumbestand inmitten dieser Bebauung und 
städteplanerisch als Erholungs- und Freizeitfläche für die dort ansässigen Bewohner 
anzusehen. Es gibt an den angrenzenden Straßen in mehreren Wendehämmern Zugänge für 
Fußgänger und Radfahrer zum Grünstreifen. Zahlreiche Parkbänke befinden sich entlang des 
Fuß/Radweges, die zum Verweilen einladen. Im Bereich der Ricarda-Huch-Str. befindet sich ein 
größerer öffentlicher Spielplatz incl. Tischtennisplatte. Im Bereich des Zuganges aus der 
Richtung Dijonstraße wurden vor vielen Jahren Parkbänke und Stein – Spiel- Kletterfiguren 
aufgestellt die Kinder zum Klettern einladen.  

Für die CDU-Fraktion 

Jutta Lukas 
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         CDU  Fraktion 

                                    Ortsbeirat    
                                             Mainz-Hartenberg/Münchfeld 
 

 

 

 

Frau Ortsvorsteherin Christin Sauer    

Ortsverwaltung Hartenberg/Münchfeld                                          

 

Mainz, den 8.09.2024 

 

Anfrage der CDU-Ortsbeiratsfraktion zur Ortsbeiratssitzung am 24.09.2024 

Sachstand: Errichtung einer Buswartehalle an der Haltestelle "Hartenbergpark A" 

 

ANFRAGE: 

 

Der Ortsbeirat Mainz-Hartenberg/Münchfeld hat der Verwaltung am 15. Juni 

2021 vorgeschlagen, an der neuen Bushaltestelle "Hartenbergpark A" eine 

Buswartehalle zu errichten ( vgl. den Beschluss des Ortsbeirats zum 

Antrag 0868/2021). 

 

Die Verwaltung hat dem Ortsbeirat mitgeteilt, dass die Voraussetzungen 

für die Errichtung der Wartehalle erfüllt seien ( vgl. unter anderem die 

Vorlage 1136/2021 sowie die Ziffer 6 der Antwort der Verwaltung vom 20. 

Juli 2022 zur Anfrage Nr. 0600/2022 ). 

 

An der besagten  Bushaltestelle "Hartenbergpark A" sind in den letzten Monaten ein 

Papierkorb und eine Bank aufgestellt sowie zuletzt eine Mobilitäts Infosäule                 

errichtet worden. 
 

 

Wir fragen die Verwaltung: 

Zu welchem Zeitpunkt wird die Buswartehalle errichtet werden ? 

 

Für die CDU-Fraktion 

Jutta Lukas 
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GRÜNE Fraktion im Ortsbeirat Hartenberg/Münchfeld

An die

Ortsverwaltung Hartenberg/Münchfeld

z.Hd. Frau Sauer

Anfrage zur Ortsbeiratssitzung am 24.09.2024
Öffentliche Toiletten im Hartenbergpark

Im Laufe der Sommermonate kam es immer wieder zu Beschwerden von
Besucher:innen des Hartenbergparks, weil die öffentlichen Toiletten entweder
verschlossen oder in hygienisch untragbarem Zustand waren.

Eine Situation, die sich an anderen öffentlichen Toiletten, z.B. im Volkspark, offenbar
anders darstellt.

Bei schönem Wetter, Veranstaltungen im Park oder Wettkämpfen auf der
Minigolfanlage strömen große Zahlen an Besucher:innen in den Park. Um die
Verunreinigung und Vermüllung der Grünanlagen zu vermeiden, sind saubere
öffentliche Toiletten eine wichtige Voraussetzung.

Daher fragen wir die Verwaltung:

- An welchen Tagen und zu welchen Uhrzeiten können Besucher:innen des
Hartenbergparks mit geöffneten Toiletten rechnen?

- Wie regelmäßig erfolgt die Reinigung der öffentlichen Toiletten im
Hartenbergpark?

- Wie entscheidet die Verwaltung darüber, mit welcher Häufigkeit die Toiletten
gereinigt werden?

- Wie kann sichergestellt werden, dass die Parktoiletten zukünftig in
angemessenem Zustand zur Verfügung stehen?

Mainz, 15.09.2024

gez. Ann Kristin Pfeifer
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Antwort zur Anfrage Nr. 0821/2024 der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Ortsbeirat betreffend 
Archäologische Funde und weitere bauliche Entwicklungen im Bereich Schützenhaus (GRÜNE) 
 
 
Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

 
1. Gibt es einen neuen Kenntnisstand zu den Knochenfunden Am Fort Hauptstein? 

 
Der Bauverwaltung liegt kein neuer Kenntnisstand zu den Knochenfunden im Bereich des 
Schützenhauses vor. Knochenfunde im Bereich des Fort Hauptstein sind nicht bekannt. 
 
Aktuelle Informationen über archäologische Funde im Stadtgebiet sind ausschließlich 
über die zuständige Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie,  
Außenstelle Mainz, zu erhalten. Diese publiziert aktuelle Erkenntnisse und relevante  
Funde regelmäßig in der Tagespresse. 

 
2. Wo können Anwohnende Informationen zu den Entwicklungen in Ihrer Nachbarschaft 

erhalten? 
 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wird die Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt, sobald 
ein abgestimmtes und für alle Seiten verträgliches städtebauliches Konzept und die dazuge-
hörigen erforderlichen Gutachten vorliegen.   

 
3. Wie bewertet die Bauverwaltung das in der Presse vorgestellte Bauprojekt mit 120 

Wohneinheiten in der Nachbarschaft zur Schützengesellschaft? 
 

Das angefragte Grundstück liegt im Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen, vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes "Schützenhaus Fort Gonsenheim (H 98)“. Da der Bebau-
ungsplan noch keine Rechtskraft erlangt hat und auch keine Planreife nach § 33 Baugesetz-
buch (BauGB) vorliegt, ist das Vorhaben derzeit nach § 34 BauGB zu beurteilen.  Der Bauver-
waltung liegt ein Bauantrag für die Errichtung von 8 Wohngebäuden vor. Die eingereichten Un-
terlagen befinden sich derzeit noch in der Prüfphase im Rahmen des Bauantragsverfahrens.  
Aus Sicht der Bauverwaltung bedarf das durch die Vorhabenträgerin erarbeitete Konzept einer 
Überarbeitung. Die fachliche Einschätzung hierzu wurde an die Abt. Bauaufsicht und die Vor-
habenträgerin weitergeleitet. 
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4. Falls negativ, in welchem Rahmen hält die Bauverwaltung eine bauliche Entwicklung an 
dieser Stelle für verträglich? 

 
Seitens der Bauverwaltung werden aktuell mit der Vorhabenträgerin Möglichkeiten erörtert, 
welche Anpassungen des städtebaulichen Konzeptes vorgenommen werden können, um so-
wohl den wirtschaftlichen Aspekten der Eigentümerin als auch den städtebaulichen Anforde-
rungen gerecht zu werden (§ 1 Abs. 6 BauGB). Ziel der Bauverwaltung ist es, eine einvernehm-
liche städtebauliche Konzeption zu erarbeiten.  

 
Der Rahmen der vorstellbaren baulichen Entwicklung ist daher ein iterativer Prozess aller  
beteiligter Parteien, sodass eine abschließende Auflistung darüber, was aus Sicht der  
Verwaltung möglich ist, zum aktuellen Zeitpunkt nicht erstellbar ist.  
 
 
Mainz, 26.08.2024 
 
 
gez. 
Marianne Grosse 
Beigeordnete 
 



GRÜNE Fraktion im Ortsbeirat Hartenberg/Münchfeld 

 

An die 

Ortsverwaltung Hartenberg/Münchfeld  

z.Hd. Frau Sauer 

 

 

Anfrage zur Ortsbeiratssitzung am 30.04.2024 

Archäologische Funde und weitere bauliche Entwicklungen im Bereich 

Schützenhaus 

 

Am 11. März hat ein Artikel der Allgemeinen Zeitung die Knochenfunde am Fort 

Gonsenheim im Bereich des Schützenhauses über einen wahrscheinlichen 

Zusammenhang mit dem zuvor entdeckten Massengrab von 1813/14 berichtet. Die 

zweifelsfreie Verknüpfung sei noch Gegenstand der archäologischen Forschung. 

Anwohnende verfolgen die Entwicklungen mit Interesse, erhalten aber keine 

Informationen zu neuen Ergebnissen. Daher fragen wir die Verwaltung: 

- Gibt es einen neuen Kenntnisstand zu den Knochenfunden an Am Fort 

Hauptstein? 

- Wo können Anwohnende Informationen zu den Entwicklungen in ihrer 

Nachbarschaft erhalten? 

Auch von geplanten baulichen Veränderungen erfuhren die Anwohnenden nur aus 

der Presse. Rückfragen blieben unbeantwortet. Wir fragen: 

- Wie bewertet die Bauverwaltung das in der Presse vorgestellte Bauprojekt mit 

120 Wohneinheiten in Nachbarschaft zur Schützengesellschaft? 

- Falls negativ, in welchem Rahmen hält die Bauverwaltung eine bauliche 

Entwicklung an dieser Stelle für verträglich? 

 

 

Mainz, 21.04.2024 

 

 

gez. Ann Kristin Pfeifer 
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Beschlussvorlage für Ausschüsse 

 
  Drucksache Nr.  

 

1023/2024 
 

öffentlich 
 

 

Amt/Aktenzeichen Datum TOP 

61/68 12.06.2024  
 
 
 
 
Beratungsfolge Gremium Zuständigkeit Datum Status 

Ortsbeirat Mainz-Hartenberg/Münchfeld Kenntnisnahme 29.08.2024 Ö 

 
Betreff: 
Antrag 0285/2024 der Fraktionen SPD, CDU, ödp im Ortsbeirat Mainz-Hartenberg/Münchfeld 
hier: Thema Mombacher Straße/Bürgerbeteiligung 
 
 
Mainz, 18.06.2024 
 
gez. Steinkrüger 
 
Janina Steinkrüger 
Beigeordnete 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ortsbeirat Mainz-Hartenberg/Münchfeld nimmt den Sachstandsbericht zur Kenntnis. 
 

 

Sachverhalt: 
 
Die Verkehrsverwaltung plant entsprechend der vom Stadtrat beschlossenen „Leitlinien zur Bür-
gerbeteiligung in Mainz“ einen Beteiligungsprozess, der im Herbst 2024 starten soll.  
Dabei steht die zukunftsfähige Umplanung der Mombacher Straße gesamtheitlich im Fokus, die 
die Belange des Radverkehrs, ÖPNV und der Barrierefreiheit genauso berücksichtigt, wie Entsie-
gelung, Begrünung und Baumerhalt. In der Zwischenzeit wird zudem der Workshop zwischen 
Bürgerinitiative, Verwaltung und externem Moderator durchgeführt. 
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Beschlussvorlage 

 
  Drucksache Nr.  

 

1110/2024 
 

öffentlich 
 

 
Amt/Aktenzeichen Datum TOP 

61/61 26 HM 2A 51 20.08.2024  
 
 
Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2 i. V. m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am 10.09.2024 
 
 

Beratungsfolge Gremium Zuständigkeit Datum Status 

Ortsbeirat Mainz-Hartenberg/Münchfeld Anhörung 24.09.2024 Ö 

Bau- und Sanierungsausschuss Vorberatung 26.09.2024 Ö 

Stadtrat Entscheidung 09.10.2024 Ö 

 
Betreff: 
 
Bauleitplanverfahren " H 51/2.A (Planstufe I)" 
Bebauungsplan "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 - Aufhebung (H 51/2.A)" 
 
hier: 
 
- Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 8 BauGB 
- Durchführung des Bebaungsplanverfahrens im beschleunigten Verfahren gem. § 13 a BauGB 
- Vorlage in Planstufe I 
- Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
 
 
Dem Oberbürgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen 
 
Mainz, 27.08.2024 
 
 
 
 
gez. 
Marianne Grosse 
Beigeordnete 
 
 
Mainz, 10.09.2024 
 
 
gez. 

 
 
Nino Haase 
Oberbürgermeister 
 
 
Beschlussvorschlag: 
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Der Stadtvorstand, der Ortsbeirat Mainz - Hartenberg/ Münchfeld, der Bau- und Sanierungsaus-
schuss empfehlen, der Stadtrat beschließt zu dem Bauleitplanentwurf: 
 
1. den Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 8 BauGB, 
2. das Bebauungsplanverfahren "H 51/2.A" im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB  

durchzuführen, 
3. die Vorlage in Planstufe I, 
4. die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB im Aushangverfahren. 
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Sachverhalt 
1. Sachverhalt 
 

Der Stadtrat der Stadt Mainz hat am 29.01.1970 den Bebauungsplan "Geschäftsbauten Binger-
strasse 16 – 22 (H 51)" beschlossen. Dieser wurde am 06.11.1991 bekanntgemacht und ist seitdem 
rechtskräftig.  

Der Stadtrat hatte bereits in seiner Sitzung am 22.03.2000 die Aufhebung des Bebauungsplanes 
"Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" beschlossen. Der komplette Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes "H 51" sollte durch die parallel beschlossene Aufstellung des Bebauungsplan-
entwurfes "Hauptbahnhof – Westseite (H 81)" überplant werden und in diesem Zuge der "H 51" 
aufgehoben werden.  
Das Bebauungsplanverfahren "H 81" wurde jedoch am 12.11.2009 durch den Beschluss des Stadt-
rates eingestellt. Die Aufhebung des Bebauungsplanes "H 51" war dementsprechend nicht mehr 
notwendig. Im Zuge dessen wurde das Aufhebungsverfahren "H 51/A" ebenfalls durch den Stadt-
ratsbeschluss vom 12.11.2009 eingestellt. Aus diesem Grund ist der Bebauungsplan "Geschäfts-
bauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" bis heute rechtskräftig.  
 
Mit dem Bebauungsplan "H 51" sollte die Errichtung einer Buchhandlung der Firma "Akademi-
sche Buchhandlung" in einem freistehenden Pavillon ermöglicht werden. Dieser sollte eingebettet 
in einer geplanten öffentlichen Grünfläche repräsentativ für Mainz als eine Universitätsstadt ste-
hen. Zusammen mit der Errichtung eines 6-geschossigen Bürogebäudes sollte mit dem Bebau-
ungsplan "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" Planungsrecht für eine städtebauliche 
Aufwertung des Bestandsgebietes entlang der "Binger Straße" geschaffen werden.  
Des Weiteren sichert der Bebauungsplan "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" im südli-
chen Teilbereich den damaligen Bestand und setzt diesen Bereich als ein Gewerbegebiet (GE) fest. 

Aktuell stellt sich das Planungsgebiet als ein Areal dar, das vollständig bebaut ist. Der freistehende 
Pavillon und die festgesetzte öffentliche Grünfläche im nördlichen Teil des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes "H 51" wurden nie umgesetzt. An geplanter Stelle sind stattdessen das 
5-geschossige "Peter-Cornelius-Konservatorium" und ein 6-geschossiges "Parkhaus Taubertsberg" 
errichtet worden. Das durch den Bebauungsplan "H 51" festgesetzte Maß der baulichen Nutzung 
innerhalb des Geltungsbereiches bleibt hinter dem Maß im direkten Umfeld des Geltungsbereiches 
zurück. Dadurch hebt sich das Plangebiet von seinem Umfeld ab und wird städtebaulich nicht ein-
gebunden.  
 
Zusammenfassend entspricht der heutige Gebäudebestand im nördlichen Teilbereich des Bebau-
ungsplanes "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" nicht den hierin getroffenen Festset-
zungen. Im südlichen Teilbereich des Bebauungsplanes wurde der Bestand gesichert und festge-
setzt, welcher den heutigen Anforderungen für eine zeitgemäße Stadtentwicklung im näheren Um-
feld des Mainzer Hauptbahnhofes entgegensteht.  
 

2. Erfordernis und Ziel der Aufhebung des Bebauungsplanes "H 51" 
 
Auf Grund des oben dargestellten Sachverhaltes und der dem Bebauungsplan widersprechenden 
bestehenden Bebauung ist es erforderlich, den rechtskräftigen Bebauungsplan "Geschäftsbauten 
Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" aufzuheben. Dessen inhaltlichen und städtebaulichen Ziele entspre-
chen nicht mehr den heutigen Ansprüchen einer zeitgemäßen und nachhaltigen Stadtentwicklung, 
insbesondere hinsichtlich des angespannten Wohnungsmarktes in Mainz und unter Berücksichti-
gung einer klimagerechten Nachverdichtung. 
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Der Bebauungsplan "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" ist für eine geordnete städte-
bauliche Entwicklung sowie für die Beurteilung von Baugesuchen nicht mehr zielführend.  

 
Aus städtebaulicher Sicht ist die Anwendung des § 34 BauGB aufgrund der bestehenden Bebau-
ungsstrukturen besser geeignet, um eine geordnete städtebauliche Entwicklung innerhalb des Gel-
tungsbereiches des Bebauungsplanes "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" zu gewähr-
leisten. Die Grundlage zur Beurteilung richtet sich hierbei zukünftig nach dem Einfügungsgebot 
nach § 34 Abs.1 BauGB. Demnach muss sich ein Vorhaben nach Art und Maß der baulichen Nut-
zung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden darf, in die Eigenart der nä-
heren Umgebung einfügen. 
 
Darüber hinaus hat der Stadtrat am 29.11.2023 den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan 
"Nördlich Saarstraße / Binger Straße (H 104)" gefasst. Der Bebauungsplan "H 104" befindet sich 
aktuell noch in Erarbeitung. Die städtebauliche Zielvorstellung des Bebauungsplanes "H 104" ver-
folgt ausschließlich die Einzelhandelssteuerung. Die planungsrechtliche Beurteilung innerhalb des 
Geltungsbereiches des "H 104" erfolgt weiterhin gemäß § 34 BauGB. 

Die Aufhebung des Bebauungsplans "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" trägt somit 
zu einer geordneten städtebaulichen Entwicklung bei.  

 
Zur Aufhebung des Bebauungsplanes "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" muss ein 
formelles Bauleitplanverfahren "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 - Aufhebung (H 51/2.A)" 
gemäß § 1 Abs. 8 BauGB durchgeführt werden.  
 

3. Beschleunigtes Verfahren gemäß § 13a BauGB 
 
Das Aufhebungsverfahren "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 - Aufhebung (H 51/2.A)" kann 
gemäß § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren durchgeführt werden, da sich seit dem Erlass 
des Baulandmobilisierungsgesetzes vom 14.06.2021 der Anwendungsbereich des § 13a BauGB 
auch auf das Verfahren zur Aufhebung von Bebauungsplänen erstreckt.  

Die Aufhebung des Bebauungsplanes "H 51" bildet die planungsrechtliche Grundlage für eine 
Maßnahme der Innenentwicklung. Die im Bebauungsplan festgesetzte, zulässige Grundfläche im 
Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung (überbaubare Grundfläche) unterschreitet den 
in § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB genannten Schwellenwert von 20.000 m².  

Des Weiteren wird durch die Aufhebung des Bebauungsplanes die Zulässigkeit von Vorhaben, die 
einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach UVPG oder nach Lan-
desrecht unterliegen, nicht begründet. Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele 
oder des Schutzzweckes von Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung oder europäischer Vo-
gelschutzgebiete im Sinne des BNatSchG liegen ebenfalls nicht vor.  

Somit sind die Voraussetzungen gegeben, dass das Aufhebungsverfahren unter Anwendung des 
§ 13a BauGB im beschleunigten Verfahren durchgeführt werden kann. 

 Die berührten Umweltbelange werden im Verfahren untersucht und in der Begründung zum Be-
bauungsplan dargestellt. Die Erstellung eines Umweltberichtes ist gem. § 13a BauGB nicht erfor-
derlich.  
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 Von der Möglichkeit, im Rahmen des § 13a - Verfahrens auf die Durchführung der frühzeitigen 

Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu verzichten, wird kein Gebrauch gemacht. 
Zur Information der Bürger:innen soll die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 
1 BauGB im Aushangverfahren durchgeführt werden.  

 

4. Räumlicher Geltungsbereich 
 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 - 
Aufhebung (H 51/2.A)" entspricht dem ursprünglichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes  
"Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)".  

Der räumliche Geltungsbereich des "H 51/2.A" befindet sich in der Gemarkung Mainz und wird 
wie folgt begrenzt: 

• Im Osten durch die "Binger Straße"; 
 

• Im Süden durch den "Goßlerweg"; 
 

• Im Westen durch den Grünzug (Flurstück 48/10, Flur 16) sowie dessen 
gedachte Verlängerung in Richtung Südwesten; 
 

• Im Norden durch die südwestliche Grundstücksgrenze des Flurstückes 48/10,  
Flur 16 ("Binger Straße 18") sowie deren gedachte Verlängerung in Richtung  
Fuß- und Radweg. 
 

5. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen 
 

Zum jetzigen Zeitpunkt sind diesbezüglich noch keine Aussagen möglich. Es ist abzuwarten, wel-
che Anregungen zu geschlechtsspezifischen Folgen im Rahmen der Behördenbeteiligung vorgetra-
gen werden. 
 

6. Partnerschaftliche Baulandbereitstellung 
 

Aufgrund der Tatsache, dass es sich um die Aufhebung eines Bebauungsplanes und zudem um ein 
bereits vollständig bebautes Bestandgebiet handelt, kommt die Partnerschaftliche Baulandbereit-
stellung in diesem Bebauungsplanverfahren nicht zum Tragen. 
 

7. Kosten 

Die evtl. im Zuge des Bebauungsplanverfahrens entstehenden Kosten für die Stadt Mainz werden 
im Rahmen des weiteren Bebauungsplanverfahrens durch die städtischen Fachämter ermittelt. 
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8. Weiteres Verfahren 
 
 Auf der Grundlage der in "Planstufe I" beschlossenen Planung soll in einem nächsten Schritt die 

frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB im Aushangverfahren erfolgen. 
Hierauf aufbauend soll die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB stattfinden. 

 Die Erstellung eines Umweltberichtes ist im Rahmen eines beschleunigten Verfahren gemäß 
§ 13a BauGB nicht durchgeführt werden. 

 
Anlagen: 

- Bebauungsplanentwurf "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 - Aufhebung (H 51/2.A)" 

- Entwurf zur Begründung des Bebauungsplanes "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 - Aufhebung (H 51/2.A)" 
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1. Räumlicher Geltungsbereich 
 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Geschäftsbauten Bingerstrasse 
16 – 22 - Aufhebung (H 51/2.A)" entspricht dem ursprünglichen Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)".  
Der räumliche Geltungsbereich des "H 51/2.A" befindet sich in der Gemarkung Mainz 
und wird wie folgt begrenzt: 
 

 Im Osten durch die "Binger Straße"; 
 

 Im Süden durch den "Goßlerweg"; 
 

 Im Westen durch den Grünzug (Flurstück 48/10, Flur 16) 
sowie dessen gedachte Verlängerung in Richtung Südwesten; 
 

 Im Norden durch die südwestliche Grundstücksgrenze des Flurstückes 48/10,  
Flur 16 ("Binger Straße 18") sowie deren gedachte Verlängerung in Richtung  
Fuß- und Radweg. 
 
 

2. Erfordernis und Ziel der Aufhebung  
 

Der Stadtrat der Stadt Mainz hat am 29.01.1970 den Bebauungsplan "Geschäftsbauten 
Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" beschlossen. Dieser wurde am 06.11.1991 bekanntgemacht 
und ist seitdem rechtskräftig.  

 
Mit dem Hintergrund, dass sich seit 1950 eine provisorische Verkaufsbaracke der Firma 
"Akademische Buchhandlung" auf dem damaligen städtischen Grundstück an der "Binger 
Straße" befand, veräußerte die Stadt Mainz Ende der 1960er, Anfang der 1970er Jahre einen 
Teil des Grundstückes an ebendiese Firma.  

 
Mit dem Bebauungsplan "H 51" sollte die Errichtung einer Buchhandlung in einem 
freistehenden, eingeschossigen Pavillon ermöglicht werden. Eingebettet in einer geplanten 
öffentlichen Grünfläche sollte er repräsentativ für Mainz als eine Universitätsstadt stehen. 
An den Pavillon angrenzend wurde durch den Bebauungsplan "H 51" zudem eine ebenfalls 
eingeschossige, fast doppelt so große Garage festgesetzt.  
 
Zudem verfolgte der Bebauungsplan "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" die 
Zielsetzung Planungsrecht für eine städtebauliche Aufwertung des Bestandsgebietes 
entlang der "Binger Straße" zu schaffen. Hierfür sollte mit der Errichtung eines 
6-geschossigen Bürogebäudes an das bereits bestehende 3-geschossige Bürogebäude ein 
städtebaulicher Abschluss entlang der "Binger Straße" geschaffen werden.  
 
Des Weiteren sichert der Bebauungsplan "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" 
im südlichen Teilbereich den damaligen Bestand und setzt diesen Bereich als ein Gewerbe-
gebiet (GE) fest. Dieser besteht überwiegend aus privater Verkehrsfläche, aber auch aus 
1- bis 3-geschossigen Bestandsgebäuden. Dadurch sichert die festgesetzte Gewerbefläche 
unverändert die damalige vorherrschende städtebauliche Situation. 
 
Aktuell stellt sich das Gebiet als ein Areal dar, das vollständig bebaut ist. Die Festsetzungen 
des Bebauungsplans "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" wurden im 
vorliegenden Geltungsbereich jedoch größtenteils nicht umgesetzt.  
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Lediglich das im Bebauungsplan festgesetzte 6-geschossige Bürogebäude ist errichtet 
worden. Ebenfalls existiert weiterhin die durch den Bebauungsplan "H 51" gesicherte, 
1- bis 3-geschossige Bestandsbebauung sowie die dazugehörige Parkplatzfläche. 
 
Die nähere Umgebung des Plangebietes hat sich als ein im Zusammenhang bebauter 
Ortsteil nach §34 BauGB entwickelt. Durch die Nähe zum Hauptbahnhof weist das Gebiet 
eine hohe Dichte und Gebäudehöhen auf. Die Festsetzungen des Bebauungsplanes "H 51" 
sowie die durch den Bebauungsplan gesicherte Bestandsbebauung, wirken in Anbetracht 
der umliegenden Bebauung als Fremdkörper.  
 
Der festgesetzte, freistehende Pavillon und die ebenfalls festgesetzte öffentliche 
Grünfläche im nördlichen Teil des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes "H 51" wurden 
nie umgesetzt. An geplanter Stelle sind stattdessen das 5-geschossige "Peter-Cornelius-
Konservatorium" sowie ein 6-geschossiges "Parkhaus Taubertsberg" errichtet worden. 
Diese wurden bereits abweichend von den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
"Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" gebaut.   
 
Zusammenfassend entspricht der heutige Gebäudebestand im nördlichen Teilbereich des 
Bebauungsplanes "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" nicht den hierin 
getroffenen Festsetzungen. Im südlichen Teilbereich des Bebauungsplanes wurde der 
Bestand gesichert und festgesetzt, welcher den heutigen Anforderungen für eine 
zeitgemäße Stadtentwicklung entgegensteht. Insbesondere hinsichtlich des angespannten 
Wohnungsmarktes in Mainz und unter Berücksichtigung einer klimagerechten 
Nachverdichtung als Maßnahme der Innenentwicklung, stimmen die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes nicht mehr mit den städtebaulichen Zielen der Stadt Mainz überein. 
 
Bereits im Jahre 2000 hatte der Stadtrat die Aufhebung des Bebauungsplanes 
"Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" beschlossen. Der gesamte Geltungsbereich 
sollte durch die parallel beschlossene Aufstellung des Bebauungsplanentwurfes 
"Hauptbahnhof – Westseite (H 81)" überplant werden und in diesem Zuge der "H 51" 
aufgehoben werden. Schon zu seiner Zeit wurde die Aufhebung des Bebauungsplanes 
"Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" dadurch begründet, dass er keinen Beitrag 
mehr zu einer vernünftigen städtebaulichen Entwicklung leisten könne. Aus diesen 
Gründen sollte der Bebauungsplanes "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" 
förmlich aufgehoben werden.  
 
Das Bebauungsplanverfahren "H 81" wurde jedoch am 12.11.2009 durch den Beschluss 
des Stadtrates eingestellt. Die bedingte Aufhebung des Bebauungsplanes "H 51" war 
dementsprechend nicht mehr notwendig. Im Zuge dessen wurde das Aufhebungsverfahren 
"H 51/A" ebenfalls durch den Stadtratsbeschluss vom 12.11.2009 eingestellt. Aus diesem 
Grund ist der Bebauungsplan "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" bis heute 
rechtskräftig. 
 
Auch aus heutiger Sicht ist der Bebauungsplan "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 
(H 51)" für eine geordnete städtebauliche Entwicklung sowie für die Beurteilung von 
Baugesuchen nicht mehr zielführend.  
 
Aktuell wird der Bereich außerhalb des Geltungsbereiches des "H 51" entlang der "Binger 
Straße" als sogenannter unbeplanter Innenbereich planungsrechtlich über die Zulässigkeit 
nach § 34 BauGB gesteuert. Aus städtebaulicher Sicht ist die Anwendung des § 34 BauGB 
aufgrund der bestehenden städtebaulichen Struktur in diesem Bereich ausreichend, um eine 
geordnete städtebauliche Entwicklung zu gewährleisten. Die Grundlage zur Beurteilung 



_________________________________________Begründung "H 51/2. A"_________________________________________ 

Q:\AMT61\Textverarbeitung\Pc3\SG2\Avenarius\3-042.la.docx                       Stand: 21.08.2024          5 von 7 

richtet sich hierbei zukünftig nach dem Einfügungsgebot nach § 34 Abs.1 BauGB. 
Demnach muss sich ein Vorhaben nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise 
und der Grundstücksfläche, die überbaut werden darf, in die Eigenart der näheren 
Umgebung einfügen. 

 
Darüber hinaus hat der Stadtrat am 29.11.2023 den Aufstellungsbeschluss für den 
Bebauungsplan "Nördlich Saarstraße / Binger Straße (H 104)" gefasst. Mit der Aufstellung 
des Bebauungsplanes "H 104" soll der zentrenrelevante Einzelhandel planungsrechtlich 
gemäß dem Zentrenkonzept Einzelhandel gesteuert und der Einzelhandel im zentralen 
Versorgungsbereich des Stadtteils Mainz - Hartenberg/ Münchfeld gestärkt werden. Der 
Bebauungsplan "H 104" befindet sich aktuell noch in Erarbeitung. 
 
Auf Grund des oben dargestellten Sachverhaltes und der dem Bebauungsplan wider-
sprechenden bestehenden Bebauung ist es erforderlich, den rechtskräftigen Bebauungsplan 
"Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" aufzuheben. Dessen inhaltliche und 
städtebauliche Ziele entsprechen nicht mehr den heutigen Ansprüchen einer zeitgemäßen 
und nachhaltigen Stadtentwicklung, insbesondere hinsichtlich des angespannten 
Wohnungsmarktes in Mainz und unter Berücksichtigung einer klimagerechten 
Nachverdichtung. 
 

 
3. Beschleunigtes Verfahren gemäß § 13a BauGB 
 
 Die Anwendung des § 13a BauGB auf die Aufhebung von Bebauungsplänen war zunächst 

nach dem Gesetzeswortlauf nicht vorgesehen. Seit Erlass des Baulandmobilisierungs-
gesetzes vom 14.6.2021 erstreckt sich der Anwendungsbereich des § 13a BauGB jedoch 
auch auf das Verfahren zur Aufhebung eines Bebauungsplans. 

  
 Dementsprechend kann das Aufhebungsverfahren "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 

- Aufhebung (H 51/2.A)" gemäß § 13a Nr. 4 BauGB im beschleunigten Verfahren 
durchgeführt werden, sofern die Anwendungsvoraussetzungen gegeben sind. 

 
 Die Aufhebung des Bebauungsplanes "H 51/2.A" bildet die planungsrechtliche Grundlage 

für eine Maßnahme der Innenentwicklung. Die durch die Aufhebung "H 51/2.A" zulässige 
Grundfläche gemäß § 19 Abs. 2 BauNVO liegt unterhalb des "Grenzwertes" von 
20.000 m², bis zu dem ein beschleunigtes Verfahren ohne Vorprüfung des Einzelfalls nach 
Anlage 2 des Baugesetzbuches durchgeführt werden kann. 

 
 Des Weiteren wird durch die Aufhebung des Bebauungsplanes die Zulässigkeit von 

Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
UVPG oder nach Landesrecht unterliegen, nicht begründet. 

    
 Negative Auswirkungen auf die Erhaltungsziele und den Schutzzweck von Gebieten 

gemeinschaftlicher Bedeutung und europäischer Vogelschutzgebiete im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes sind durch die Aufhebung des Bebauungsplanes 
"Geschäftsbauten Binger Straße 16 - 22 (H 51)" nicht zu befürchten. 

 
 Somit sind die Voraussetzungen gegeben, dass das Aufhebungsverfahren unter 

Anwendung des § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren durchgeführt werden kann.  
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 Die berührten Umweltbelange werden im weiteren Verfahren untersucht und in der 
Begründung zum Bebauungsplan dargestellt. Eine Umweltprüfung und die Erstellung eines 
Umweltberichtes gemäß § 2a BauGB sind nicht erforderlich. 

 
 
4. Bestehende planungsrechtliche Situation 
 
4.1 Regionaler Raumordnungsplan Rheinhessen-Nahe 
 

Der Regionale Raumordnungsplan für die Region Rheinhessen-Nahe ist im Jahr 2014 auf 
Basis des Landesentwicklungsprogramms IV (LEP IV) neu aufgestellt worden. Derzeit ist 
bereits die zweite Teilfortschreibung erfolgt, welche seit dem 19.04.2022 verbindlich ist. 
 
Das Plangebiet dieses Bebauungsplans "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 (H 51)" 
wird im Regionalen Raumordnungsplan als "Siedlungsfläche Wohnen" ausgewiesen. Da 
der gesamte Geltungsbereich des Bebauungsplans "H 51" nach seiner Aufhebung nach 
§ 34 BauGB zu beurteilen ist, wird den Zielen des Regionalen Raumordnungsplanes 
weiterhin entsprochen. 

 
4.2 Darstellungen des Flächennutzungsplans 
 

 
Abbildung: Darstellung im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Mainz vom 24.05.2000      Stand: 2024  
 

Im gültigen Flächennutzungsplan der Stadt Mainz vom 24.05.2000 ist der Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes "Geschäftsbauten Binger Straße 16 - 22 (H 51)" vollständig als 
gewerbliche Baufläche dargestellt.  
 
Nach seiner Aufhebung wird der Geltungsbereich des Bebauungsplans "H 51" 
planungsrechtlich gemäß § 34 BauGB beurteilt. Derzeit wird das Plangebiet als ein 
faktisches Mischgebiet (MI) gemäß § 6 BauNVO kategorisiert, indem gewerbliche 
Nutzungen weiterhin zulässig sind. Sollte der Geltungsbereich zukünftig einem Kerngebiet 
(MK) gemäß § 7 BauNVO zugeordnet werden, wären gewerbliche Nutzungen ebenfalls 
zulässig.  
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Die Aufhebung des Bebauungsplanes "Geschäftsbauten Binger Straße 16 - 22 (H 51)" hat 
demzufolge keine Änderung des gültigen Flächennutzungsplanes der Stadt Mainz vom 
24.05.2000 zur Folge.  

 
4.3 Bestehende Gestaltungssatzung 

 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Geltungsbereiches der seit 2008 rechtskräftigen 
"Satzung über die Gestaltung baulicher Anlagen, Werbeanlagen und Warenautomaten im 
Bereich Stadteingang West Binger Straße (H 91 S)". Die Satzung verfolgt das Ziel eine 
gestalterische Beeinträchtigung durch Werbeanlagen zu steuern und somit gleichzeitig auch 
die Qualität des öffentlichen Raumes zu erhöhen.  
 
Das Planungsziel und die daraus resultierenden Festsetzungen der Gestaltungssatzung 
"H 91 S" wird durch die Aufhebung des Bebauungsplanes "Geschäftsbauten Bingerstrasse 
16 – 22 (H 51)" nicht beeinflusst und ist nach wie vor anwendbar.  

 
 
5. Umweltbelange/ Umweltbericht 
 

Die Aufhebung wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB durchgeführt. 
Dabei ist keine Umweltprüfung mit Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 BauGB erforderlich. 
 
Dennoch werden die berührten Umweltbelange im weiteren Verfahren untersucht und in 
der Begründung zum Bebauungsplan "Geschäftsbauten Bingerstrasse 16 – 22 - Aufhebung 
(H 51/2.A)" entsprechend dargestellt. 

 
 
6. Statistik 
 

Größe des räumlichen Geltungsbereichs  ca. 0,65 ha      100 % 
 
 
7. Kosten 

 
Der Geltungsbereich erstreckt sich über einen bereits voll entwickelten Siedlungsbereich. 
Durch das vorliegende Aufhebungsverfahren "H 51/2.A" sind derzeit keine Kosten für die 
Stadt Mainz erkennbar.    
 

 
 
Mainz,  
 
 
 
 
Marianne Grosse 
Beigeordnete 
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